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Gastbeitrag: Worum es bei den neuen Verträgen mit der EU geht, Teil 6

Darf die Schweiz noch staatliche Beihilfen leisten?
Das Freihandelsabkommen
und das Luftverkehrsabkom-
men zwischen der EUund der
Schweiz verbieten die gezielte
Unterstützung einzelner
Unternehmen, sofern dadurch
derHandel beeinträchtigt
wird. Dazu gehören etwa
Subventionen und Steuerver-
günstigungen. Von diesem
Verbot ausgenommen sind
Beihilfen, die ein öffentliches
Interessewie denUmwelt-
schutz oder die Förderung
benachteiligter Regionen
verfolgen.

Diese Regeln sind demEU-
Recht nachempfunden. Sie
bezwecken, gleicheWettbe-
werbsbedingungen für die
Unternehmen zu gewährleis-
ten.

SteuernunddieSwiss
Der bekannteste Fall zum
Freihandelsabkommenwar
der Steuerstreit. Die EU argu-
mentierte 2007, die kantona-
len Steuerprivilegien für im
Ausland tätigeUnternehmen
mit Sitz in der Schweiz seien
unzulässige Beihilfen. Sie

drohte der Schweizmit Gegen-
massnahmen, worauf diese die
Privilegien abschaffte.

Das Luftverkehrsabkommen
verpflichtet die EUund die
Schweiz zudem, Beihilfen
durch eineÜberwachungsbe-
hörde zu prüfen. In der EU
übernimmt die Europäische
Kommission diese Aufgabe. In
der Schweiz ist dafür die
Wettbewerbskommission
(Weko) zuständig. Sie prüft
Beihilfen des Bundesrates, der
Kantone und derGemeinden.
Die Behörden berücksichtigen
die Stellungnahme derWeko,
sind aber nicht daran gebun-

den. Fälle, in denen dieWeko
als Beihilfeüberwachungsbe-
hörde amtete, betrafen etwa
Massnahmen zugunsten der
Fluggesellschaft Swiss und des
FlughafensGenf.

NeueRegeln
Nun schlagen der Bundesrat
und die Europäische Kommis-
sion vor, das Beihilferecht der
EU imGeltungsbereich des
Luft- und des Landverkehrsab-
kommens sowie des neuen
Stromabkommens anzuwen-
den. Das Freihandelsabkom-
men ist von denNeuerungen
nicht betroffen.

Die neuen Beihilferegeln
– einheitlicheGrundsätze,
Verweise auf EU-Rechtsakte,
bereichsspezifische Ausnah-
men –werden separat in den
drei Abkommen geregelt. Das
Stromabkommen enthält für
die wichtigsten Fördermass-
nahmenwie die gleitende
Marktprämie und die Investi-
tionsbeiträge bei den erneuer-
baren Energien Absicherun-
gen. Der Bundesrat geht davon
aus, dass diemeisten der

bestehendenBeihilfen der
Schweiz weiterhin gewährt
werden können.

Die neuen institutionellen
Regeln, welche in alle Binnen-
marktabkommen eingefügt
werden, sind auch auf diese
Abkommen anwendbar. Die
Schweiz und die EU verpflich-
ten sich, neue Rechtsakte der
EU zumBeihilferecht dyna-
misch zu übernehmen. Im
Streitfall kann jede Partei die
Einsetzung eines Schiedsge-
richts verlangen. Geht es dabei
umdie Auslegung vonBegrif-
fen des EU-Rechts, ruft das
Schiedsgericht den EuGHan.

NeueÜberwachung
Für dieÜberwachung gilt das
Zweisäulenprinzip: In der EU
ist die Kommission für die
Durchführung der Beihilfere-
geln zuständig; auch die
Schweizmuss neu eine unab-
hängigeÜberwachungsbehör-
de einrichten. Bund, Kantone
undGemeindenmüssen
Beihilfen imGeltungsbereich
der erwähntenAbkommen
dieser Behörde zur Prüfung

vorlegen, sofern sie über einem
gewissen Schwellenwert liegen
und nicht von einer Ausnahme
profitieren. Falls die beihilfege-
währende Stelle einemnegati-
venGutachten derÜberwa-
chungsbehörde nicht folgt,
befinden auf Beschwerde hin
die schweizerischenGerichte
über die Zulässigkeit der
Beihilfe. Dies gilt konsequen-
terweise auch bei Beihilfen,
welche von der Bundesver-
sammlung ausgehen.

Der Bundesrat schlägt vor, ein
neues Beihilfeüberwachungs-
gesetz zu schaffen. Als Über-
wachungsbehörde soll die
Weko inthronisiert werden.
DieseWahl liegt nahe. Die
Weko übt diese Funktion beim
Luftverkehr bereits heute aus.

Paradigmenwechsel
Die Schweiz tut gut daran, die
Zusammensetzung der neuen
Überwachungsbehörde, ihre
Kompetenzen und denRechts-
schutz nicht nurmit Blick auf
die drei betroffenenAbkom-
men zu regeln, sondern auch
mit einemSeitenblick auf

potenziell weitere Anwen-
dungsfälle. Es ist denkbar, dass
die Schweiz und die EUder-
einst das Freihandelsabkom-
menmodernisieren und ein
neues Finanzdienstleistungs-
abkommen abschliessen.
Dabei dürfte dieQualifikation
dieser Abkommen als Binnen-
marktabkommen und damit
ihreUnterstellung unter die
Beihilferegeln naheliegen –wo-
mit die Beihilfenkontrolle in
einemumfassenderenAus-
mass greifen und etwa auch die
von den neuenVerträgen nicht
betroffenen Staatsgarantien für
Kantonalbanken erfassen
würde.

Daswäre ein Paradigmen-
wechsel in einemLand, das
weder griffige Beihilferegeln
nochwirksameÜberwa-
chungsmechanismen kennt.

Matthias
Oesch
ist Professor für
Europarecht
an der Uni-
versität Zürich.

Gepfefferter Brief statt Klage
Doris Leuthard reagiertmit Klarstellung und einer PriseHumor auf die «Huhn»-Affäre.

PatrikMüller

Alt BundesrätinDoris Leuthard
sorgtemit einemInterview in
der «Schweiz am Wochen-
ende» für Aufsehen. Darin
bezeichnete sieneueAtom-
kraftwerkeals unrealistisch
– Investoren fehlten, die
Endlagerfrage sei unge-
löst. Das brachte den Solothur-
ner SVP-Nationalrat Christian
Imark auf die Palme. Auf Face-
book liess er sich zu einer Belei-
digung hinreissen: «Ein Huhn
ist auchnach ihremRücktritt ein
Huhn!!!», schrieb er.

Leuthard reagierte mit
einem Ultimatum: Entschuldi-
gung innertdreierTage–oder ju-
ristischeSchritte. Sie sehe inder
Aussage eine Persönlichkeits-
verletzung.MedienrechtlerMat-
thias Schwaibold bezeichnete
die«Huhn»-Aussagegegenüber
CHMediazwaralsgrundsätzlich
justiziabel, riet Leuthard aber
von einer Klage ab: Politiker
müssten sich mehr gefallen las-
sen als andere, und Imark habe
auf Schmäh-Adjektive (wie
«dummes»Huhn) verzichtet.

Statt seinen Facebook-Post
zu bereuen, setzte der SVP-
Manndannnocheinsdrauf.Der
«Nebelspalter» bot ihm eine
Plattformfür einenGastbeitrag.
Das Medium war zwar mal ein
Satire-Magazin, aber Imark
meinte ernst, was er dort
schrieb: Er forderte seinerseits
eine Entschuldigung von Leut-
hard. Sie habe das Volk bei der
Energiestrategie 2050 ge-
täuscht – die Stromkosten seien
höher als damals versprochen,
Gaskraftwerke nun doch ein
Thema. Er unterstellte der Aar-
gauerin, die von 2006 bis 2018

dem Bundesrat angehörte, sie
inszeniere sich heute als «Gou-
vernante»und«Schatten-Ener-
gieministerin», statt politische
Verantwortungzuübernehmen.

Siewehrt sichgegenden
VorwurfderLüge
Das lässtLeuthardnicht auf sich
sitzen. Am Wochenende, nach
AblaufdesUltimatums,wandte
sichebenfallsmit einemSchrei-
ben an SVP-Politiker Christian
Imark.CHMedia liegt derBrief
vor.

Die frühereEnergieministe-
rinantwortetnüchtern–undmit
Zahlen. «Ich nehme zur Kennt-
nis, dass Sie zwar beleidigen,
aber sich nicht entschuldigen
mögen»,beginntsie.Danngreift
sie Imarks Vorwurf auf: die an-

gebliche «40-Franken-Lüge».
Leuthardstelltklar,dassderBun-
desrat 2017 im Abstimmungs-
kampf korrekt informiert habe.
Die damalige Erhöhung des
Netzzuschlags um 0,8 Rappen
pro Kilowattstunde entspreche
füreinenDurchschnittshaushalt
mit 4500 kWh einem Mehrbe-
tragvonrund36Franken–exakt
das, was kommuniziert wurde.
Und:«Dies istbis2025unverän-
dert.Undsomitbisdatorichtig.»
Dazu verlinkt Leuthard im E-
Mail an Imark ihre damalige
Fernseh-Ansprache, indergenau
dieseZahlen genanntwurden.

Deutliche Worte findet die
frühere Parteipräsidentin der
CVP/Mitte auch für den politi-
schenStil des SVP-Nationalrats:
«In einem demokratischen

LandsollenkontroverseDiskus-
sionen geführt werden. Jeder
darf eine eigene Meinung
haben. Es ist eine Frage des Re-
spekts, andere Meinungen zu
akzeptieren.» Diese Haltung
vermisse sie in ImarksUmgang.
Wenn Respekt und Fakten er-
setztwürdendurchAusfälligkei-
tenund Ideologie, sei keinkons-
truktiver Austauschmehrmög-
lich. «Dazu war ich noch nie
bereit und bin es auch heute
nicht», schreibt Leuthard. Auf
eineKlageverzichtet sie jedoch.

Bemerkenswert ist der letz-
teSatzdesSchreibens.Leuthard
unterschreibt nicht etwa mit
«freundlichen Grüssen», son-
dern schliesst trockenmit: «Do-
ris Leuthard, das Huhn und die
alt Bundesrätin».

Jubiläums-Goldvreneli
sorgt für Stunk
Sammler reicht Anzeige ein gegenMünzpräge-Behörde.

LeaHartmann

29 Gramm Gold für 99’999
Franken:DerVerkäufer ausdem
solothurnischen Gunzgen er-
hofft sich mit dem Jubiläums-
Goldvreneli den grossen Rei-
bach. Er ist einer der Glückli-
chen, die Anfang Monat eines
der limitiertenVreneli ergattert
haben, die die eidgenössische
Münzstätte Swissmint zum
100-Jahre-Jubiläum der Münze
geprägt hat. 2500 Stück zum
Preis von je 3500Franken.

Auf der Verkaufsplattform
RicardobietenHändlerdieGold-
vrenelinunfüreinVielfachesdes
Originalpreises zum Weiterver-
kaufan.DasSofortkauf-Angebot
des Solothurner Verkäufers ist
dabei aktuell das mit Abstand
teuerste.Über50Inserate für Ju-
biläums-Goldvreneli sindderzeit
geschaltet; um eins zu bekom-
men, muss man mindestens
10’000Frankenbieten.

NichtdasersteMal
kam’szumChaos
Bei Sammlern, die leer ausge-
gangen sind, ist der Frust gross.
Einer hat nun gar eine Strafan-
zeige bei der Bundesanwalt-
schaft eingereicht, wie die
«Sonntags-Zeitung» berichtet.
Denn beim offiziellen Verkauf
des Jubiläums-Vreneli war es
zumChaosgekommen.DerOn-
lineshop von Swissmint brach
unterdemAnsturmzusammen.

Giovanni Sforza war es ge-
lungen, eine Münze zu kaufen,
dieTransaktionwurdebestätigt.
Doch imNachhineinwurde der
Kauf wieder storniert. So wie
Sforza soll es Hunderten ande-
ren gegangen sein.

Der Sammler äussert den
Verdacht, dass der Shop gezielt

manipuliert worden sei, um be-
stimmten Käufern einen Vorteil
zu verschaffen. Er wirft den
Swissmint-Beamten Betrug und
ungetreueAmtsführungvor. Ihm
ist auch ein Dorn im Auge, dass
27 offizielle Händler bevorzugt
behandeltwordensindundmeh-
rereMünzenkaufendurften.

Bereits 2022 war es beim
Verkauf einer limitierten Son-
dermünze zum Run auf Swiss-
mint gekommen, dem der Ser-
ver des Webshops nicht stand-
hielt.DiePlatinmünzenwurden
teuerweiterverkauft – unterden
Profiteuren: Swissmint-Chef
Ronnie Mocker. Er hatte eine
Münzegewinnbringendweiter-
verkauft,wie«Blick»später auf-
deckte. Mocker entschuldigte
sich und spendete denGewinn.

DiesesMalhättenwederder
ChefnochMitarbeitende Jubilä-
ums-Goldvreneli gekauft, versi-
chert die Münzprägeanstalt in
der«Sonntags-Zeitung».Zuden
in der Strafanzeige geäusserten
Vorwürfenäussert sie sichnicht.

DasChaos umsGoldvreneli
beschäftigt nun auch das Parla-
ment. SVP-Nationalrat Lars
Guggisberg, Präsident der Fi-
nanzdelegation, kündigt an,den
Vorfall an der nächsten Sitzung
desGremiumszu thematisieren.

Doris Leuthard wurde von SVP-Nationalrat Christian Imark als Huhn betitelt. Bilder: David Biedert/Keystone

Zum 100-Jahr-Jubiläum hat der
Bund ein limitiertes Goldvreneli
herausgebracht. Bild: Swissmint


